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Pressemitteilung der  

Bürgerinitiative Umwelt-Energie-Gauting (BUEG) 

 

Bürgerinitiative fordert Stopp der Windkraftplanungen in Gauting. 

Mit der gestrigen Gemeinderatssitzung und dem Sachvortrag von Bürgermeisterin Dr. 
Kössinger ist ganz offensichtlich geworden, dass die Gemeinde Windräder bauen WILL und 
zwar auf Biegen und Brechen und unabhängig vom Ausgang weiterer Prüfungen durch den 
Regionalen Planungsverband München.  

Die Maske ist gefallen. Die Frau Bürgermeisterin hat die Gemeinde hinters Licht geführt. Über 
ein Jahr lang hat sie behauptet, sie MÜSSE selbst bauen, um die Gemeinde vor fremden 
Investoren zu schützen. Durch die Herausnahme der Gautinger Flächen aus den Planungen 
des RPV München wäre jetzt die Sachlage gegeben, dass NIEMAND auf diesen Flächen 
bauen würde. In dieser Situation will die Bürgermeisterin mit fadenscheinigen Argumenten 
erreichen, dass Gauting doch Vorrangfläche wird und so Gautings Wälder für die Gemeinde, 
aber auch für fremde Investoren geöffnet würden. „Dr. Kössinger hat die Gautinger Bürger 
lange über diese Planungen im Unklaren gelassen und ihre wahren Absichten hinter einem 
falschen Narrativ versteckt“, so die Bürgerinitiative Umwelt-Energie-Gauting.  

Dazu passt auch, dass dem Gemeinderat und der Öffentlichkeit die komplexen, durch-
zuarbeitenden Entscheidungsunterlagen erst wenige Stunden vor der Sitzung zugänglich 
gemacht wurden. Guter Stil sieht anders aus.  

Die Begründung der Gemeinde, Vorrangfläche werden zu wollen, ist dünn. In der 
Beschlussvorlage heißt es dazu: „Zudem besteht die Gefahr, dass den bestehenden 
Konzentrationsflächen damit allein aufgrund der Nichtausweisung als Vorrangfläche ein 
gravierenderer Makel anhaften wird, insbesondere, wenn dies mit der Behauptung eines 
nunmehr scheinbar vorrangigen Artenschutzes erfolgt.“ Dass die Existenz schützenswerter 
Arten in Gauting als „Makel“ bezeichnet wird, ist für sich schon befremdlich. Noch absurder 
wird es, wenn die Gemeinde mit einem zwölf Jahre alten Teilflächennutzungsplan, bei dem 
der Artenschutz nachweislich nur rudimentär geprüft wurde, ernsthaft versucht, die aktuelle 
Datenbasis der oberen Naturschutzbehörden und des Landesamtes für Umwelt auszuhebeln. 
„Saubere fachliche Einschätzungen politisch zu ersetzen, wie es jüngst im Ministerium Habeck 
aufflog, wäre ein gravierender Planungsfehler und ein schwererer Glaubwürdigkeitsschaden“, 
so die BI. 

Dr. Kössinger hat zudem gestern aus ihren Plänen keinen Hehl gemacht: Sie will unabhängig 
vom Planungsprozess des RPV und dessen Ergebnis jetzt Fakten schaffen und eine 
Genehmigung für die Errichtung von Windenergieanlagen beim Landratsamt erwirken, bevor 
der RPV entgegenstehende Bedenken überhaupt abschließend formulieren kann. Dabei 
verstrickte sich die Bürgermeisterin in ihrem Sachvortrag auch in erhebliche Widersprüche. So 
mahnt sie den Einstieg in eine weitere Prüfung durch den RPV an, um dann im nächsten Satz 
klarzustellen, dass man weitere Prüfungen im Genehmigungsverfahren nicht abwarten möchte 
und die Einschätzung des RPV für eine zukünftige Genehmigung unschädlich wäre. Warum 
werden hier Prüfungen angemahnt, an deren Ergebnis die Gemeinde überhaupt kein Interesse 
hat, obwohl es um zentrale ureigene gemeindliche Belange geht?  

„Was hält die Bürgermeisterin eigentlich davon ab, jetzt die Situation der Nicht-
Bebaubarkeit der Gautinger Flächen zum Wohle der Gautinger Bürger und ihrer Heimat 
zu nutzen und ihre Pläne ad Acta zu legen, wie es unser Bürgerbegehren vorschlägt?“ 
so die BI abschließend. 

 


